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Im November des vergangenen Jahres hat
der dbb Gewerkschaftstag einen umfang-
reichen Vorschlag für eine Modernisierung
des Beamtenrechts beschlossen. Den poli-
tisch Verantwortlichen sollte mit dem
„Reformmodell 21” die Erkenntnis vermittelt
werden, dass eine tiefgreifende Reform des
Beamtenrechts ohne Änderung des Grund-
gesetzes möglich ist.
Die seit Jahren in den Hinterzimmern ge-
führten, parteiübergreifenden Diskussionen
über eine Abschaffung des Berufsbeamten-
tums in der Bundesrepublik Deutschland
müssen im Interesse aller Bürgerinnen und
Bürger endlich beendet werden. Wir brau-
chen ein modernes Recht für den öffentli-
chen Dienst, das im Bund und in den Län-
dern gilt. Die beamtenrechtlichen Schutzre-
gelungen in der Verfassung müssen erhalten
bleiben. 
Das vom dbb und dem Bundesinnenminis-
ter erarbeitete Eckpunktepapier, das den Titel
„Neue Wege im öffentlichen Dienst”  trägt,
zeigt die Ziele der Reformbestrebungen auf,
die im Wesentlichen auf drei Säulen ruht:
Zum einen soll Leistung künftig besser hono-
riert werden. Zum anderen soll die Ein-
stiegslaufbahn das bisherige Laufbahn-

system ersetzen. Und schließlich muss das
Tarifrecht im öffentlichen Dienst neu gestal-
tet werden. Die Reform soll 2007 in Kraft tre-
ten und nicht zu Nachteilen für die Betrof-
fenen führen.
Der Bundeshauptvorstand der Verkehrsge-
werkschaft GDBA hat dem Eckpunktepapier
grundsätzlich zugestimmt. Die GDBA wird
bei der Umsetzung wie auch bei der Ausge-
staltung der erforderlichen Gesetze aktiv
mitarbeiten. 
Die Reform wird auch für die zugewiesenen
Beamten gelten. Unser Ziel ist es, sie in die
Prämien- und Leistungssysteme der Deut-
schen Bahn noch besser als bisher einzube-
ziehen. Die Verkehrsgewerkschaft GDBA
hat in der Vergangenheit bewiesen, dass sie
sich mit allen Mitteln für die Wahrung der
Rechte der zugewiesenen Beamten als Bun-
desbeamte einsetzt. Das wird auch in
Zukunft so bleiben!
Eine so umfassende Reform erweckt bei vie-
len Betroffenen Ängste und hat häufig eine
Ablehnung der neuen Regelungen zur Fol-
ge. Diese Reaktion ist verständlich, hilft aber
niemandem. Denn die Alternative zu den
Reformvorschlägen heißt: Abschaffung des
Berufsbeamtentums, verbunden mit großen
Nachteilen für die Betroffenen.
Wer sich jetzt in die Wagenburg zurückzieht
und den Abwehrkampf organisiert, heimst
vielleicht für kurze Zeit den Beifall eines
großen Teils seiner Mitglieder ein – aber die-
ser Widerstand wird keinerlei politische Wir-
kung entfalten.
Wir haben nur eine Chance, wenn wir die
Reform mitgestalten und unsere Vorstellun-
gen einbringen. Das dürfen wir nicht ande-
ren überlassen.

Klaus-Dieter Hommel

Bundesvorsitzender der 
Verkehrsgewerkschaft GDBA

Reformen 
mitgestalten,
nicht abwehren
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Redaktionsschluss für die Dezember-
Ausgabe der ER ist der 16. November
2004. Berichte, die uns später erreichen,
können für diese Ausgabe leider nicht
mehr berücksichtigt werden.

Unser Titel:
Das Beschäftigungsbündnis Bahn ist weg-
weisend. Derzeit ringen die Gewerkschaften
um eine Verlängerung des Verzichts von
betriebsbedingten Kündigungen bis Ende
2010. Die Verhandlungen gestalten sich
schwierig, da die DB AG Vorbedingungen
stellt, die von der Verkehrsgewerkschaft
GDBA abgelehnt werden.


